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Zu L Nr. 23 der Zusammenstellung.
Der vorliegende Antrag, der aus den Fonds der Prouinzialverwaltung einen Beitrag

erbittet zum Erwerb des unmittelbar vor der Westseite der katholischenPfarrkirche zu Merzig
gelegenenSchulhauses, bezwecktdie Niederlegung dieses den Blick auf die Kirche vou Südwesten
theilweise verdeckenden Gebäudes und in Verbindung damit die Freilegung der Kirche. Schon
eine solche Bewilligung zum Zweckeeiner Freilegung dürfte als außerhalb des Nahmens der
Aufgaben der Prouinzialverwaltung liegend zu bezeichnenfein. Der Prouinzialausfchuh hat sich
schon einmal aus Anlaß der geplanten Freilegung der St. Annakirchezu Düren wiederholt gegen
eine solche Bewilligung ausgesprochen. Im vorliegenden Falle dürfte ebenfo wie in Düren
die Niederlegung des die Ansicht zum Theil zerschneidendenHauses mehr eine Frage der
städtischen Aesthetik,als eine Aufgabe der Denkmalpflegesein. Der Antrag würde schon deshalb
abzuweisensein.

Es kommt aber hinzu, daß ganz unumwunden eingestandenwird, daß von Seiten des
Staates und der Provinz Zuschüsse begehrt werden, um an anderer Stelle ein geräumigeres
und zweckmäßigeresneues Schulgebäude zu errichten. Die Provinz soll hier der Stadt eine
neue Schule bauen. Die ganze Frage hat mit der Erhaltung des Kirchengebäudesselbst nichts
zu schaffen und so dringend auch die Sicherung des noch stehendenTheiles der alten Peterskirche
zu befürworten fein würde, fo würde doch der vorliegende Antrag ganz von der Hand zu
weisen sein. Clemen.

Anlage 10.
Köln, den 21. Januar 1899.

An den Rheinischen Provinziallandtag
in Düsseldorf.

Dem Nheiuischen Provinziallandtag erlaubt sich der uuterzeichnete Vorstand des Vereins
für das Notariat in Nheinpreuhen die nachstehende Petition zu unterbreiten, getragen von dem
Vewußtfein, daß sich das Interesse des RheinischenPublikums und das Interesse des Rheinischen
Notariates in der von der Petition behandelten Angelegenheitvollständig deckt.

Während es bisher unter Besiegung entgegenstehender,aus Anlaß des Ausführungs-
gcsetzes zum Gerichtsuerfassungsgesetzezu Tage getretener Bestrebungen gelungen ist, das
RheinischeNotariat als Träger der freiwilligen Gerichtsbarkeitim jetzigen gesetzlichenNahmen zu
erhalten und sich dasselbe als eine gute, auf durchaus richtigen Prinzipien beruhendeInstitution
bewährt hat, wird dessen Existenzfähigkeitdurch die gegenwärtig auf diesem Gebiete in Fluß
befindliche Gesetzgebung auf das ernstlichste gefährdet.

Aus dem in die OeffentlichkeitgedrungenenInhalte des vorläufigen Entwurfes eines
Gefetzes über die Angelegenheitender freiwilligenGerichtsbarkeitinterefsirt hier der Art. 33, wonach
für die öffentliche Beurkundung von Rechtsgeschäften sowie für die Aufnahme fonstiger Urkunden
der freiwilligenGerichtsbarkeitund auch für die Vornahme freiwilliger Versteigerungendie Amts¬
gerichte und die Notare gleichmäßigzuständig fein follen.
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Sollte diese Bestimmung zum Gesetzeerhoben werden, so würde eine große Zahl von
Notariatsstellenaufhören, lebensfähig zu sein, die Justizverwaltung dagegen in die Nothwendigkeit
geratheu, neue Amtsgerichtezu errichten und die Arbeitskräfte der bereits bestehenden Amtsgerichte
bedeutendzu vermehren.

Außerdem würde die Neigung, sich dem Notariatsstandezu widmen, erheblichgeschwächt werden.
Da nun bisher nirgend ein Wunsch oder gar ein Bedürfniß des Publikums zu Tage

getreten ist, statt der bisherigen Erledigung seiner privaten Vermögensangelegenheitendurch seinen
Vertrauensmann, den von ihm selbst gewählten Notar, dieserhalb künftighin auf den Verkehr
mit den Amtsgerichtenangewiefcn zu werden, da ferner das Publikum durch diesen von ihm nicht
begehrtenTausch bei Gleichheitder Kostengesetzefür Gerichte und Notare finanziell nichts gewinnen
würde, so gestatten wir uns, dein Provinziallandtag um Abgabe eines Votums zu ersuchen, worin
derselbeNamens der Nheinprovinz den Wunsch ausspricht:

daß bis zur Schaffung deutfcher Nechtseinheit auf dem Gebiete der
Notariatsfrage der bisherige rheinisch-rechtliche status yuo bezüglich
der Kompetenz der Notare und bezüglich der bestehenden gesetzlichen
Einschränkung der Veurkundungszuständigkeit der Amtsgerichte für die
Rhcinlande aufrecht erhalten wird.

Wir glauben die Begründung eines solchen Votums in der in mehreren Exemplaren ^"'^«'«d
beifolgendenNummer 10 unferer Zeitfchrift Seite 226 bis 232 fo erschöpfend erbracht zu haben, "^^ ^
daß sich kaum ein Mitglied der RheinischenProvinzialvertretung der Ueberzeugungskraftunserer
Ausführungen vcrfchließenwird.

Noch gestatten wir uns schließlich zu dem beantragtenVotum folgende erläuterndeBemerkung:
Wenn es sich darum handelte, der Schaffung deutscher Nechtseinheit ein nothwendiges

Opfer zu bringen, fo würden wir uns, wenn auch mit fchwerem Herzen, Schweigen auferlegen.
Aber es handelt sich in gegenwärtigem Augenblicke nicht um DeutscheRechtseinheit.
Es wird im Gegentheil der natürlichen Entwickelung der künftigen DeutfchenNechtseinheit

auf diesem Gebiete in schädigender Weise vorgegriffen, indem versuchtwird, eine gute Rheinische
Institution, welche in den letzten hundert Jahren in stets steigendem Umfange zum Gemeiugut
aller Kulturvölker gewordeu ist, eine Institution, welche die Rheinland« mit Nheinhessen,Bayern,
Elsaß-Lothringen und Baden gemein haben, lediglich dem Interesse Preußischer Unificirung zu
opfern. Schon jetzt haben sich die Negierungen von Elsaß-Lothringen, Baden, Württemberg und
Bayern für die Erhaltung der bisherigen Zuständigkeit ihrer Notariate ausgefprochen.

Die Rheinprovinz foll für den jetzigen Zustand aber eine ähnliche Verfassung wie in den
altländischenProvinzen eintaufchen,eine Verfassung, welche man niemals versucht hat, prinzipiell
als bcvorzugungswerthzu rechtfertigen, und welche notorischnur aus Gründen aufrecht erhalten
worden ist, die auf dem Gebiete des Finanzministeriums liegen.

Die Frage, ob die mit der Durchführung in der Rheinprovinz für den Fiskus verbundenen
Opfer das finanzielle Kalkül nicht als ein trügerischesergeben würden, wäre einer ernsten Erwägung
durch die Staatsregierung werth.

Hochachtungsvoll

Der Vorstand des Vereins für das Notariat in Rheinpreußen.

Lauffs, Dr. Sauer,
Vorsitzender. Schriftführer.
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Auszug
aus Nr. 10 der „Zeitschrift für das Notariat" 1898. S. 226-232.

Wir mühten es tief bedauern, wenn die vorstehendenBestimmungenunverändert Gesetzes¬
kraft erlangen füllten.

Nach Art. 34 sollen die verschiedenstenVorschriftenunberührt bleiben, nur nicht diejenigen,
auf Grund deren das rheinische Notariat sich zur Zeit noch einer ausschließlichenZuständigkeiterfreut.

Wenn die Neichsgcsetzgebungin Bezug auf die öffentliche Beurkundung im Dienste Privater
Angesichtsder zur Zeit noch im grüßten Theile des DeutschenReiches bestehenden Verworrenheit
der auf die Handhabung der freiwilligen Gerichtsbarkeit bezüglichen Einrichtungen durchwegdie
Gerichte und die Notare als gleichberechtigt nebeneinander gestellt hat, fo hat sie doch auch nicht
umhin gekonnt, durch geeigneteVorbehalte für die LandesgesetzgebungVorsorge dafür zu treffen,
daß die in den westlichenund südlichen Theilen des Deutschen Reiches in vollster Wirksamkeit
stehende Notariatsuerfasfung nicht unnüthigcrweiseeingeschränkt oder gar beseitigt werde, daß also
nicht zu Gunsten unzureichenderNothbehelfeeiner Einrichtung der Krieg erklärt werde, welche in
stets steigendeinUmfange zum Gemeingut aller Kulturvölker geworden ist und nur in deutschen
Rechtsgebieten in Folge verknöcherter Gewöhnungenund grundloserVorurthcile noch angefeindet wird.

Denn nichts weiter als ein Nothbehelf ist es, wenn in Ermangelung eines geordneten
Notariats die Amtsgerichteungeachtet ihrer schon so großen Überlastung mit richterlichen Geschäften
der Verschiedensten Art auch noch mit der öffentlichen Beurkundung im Dienste Privater sich
befassen sollen, und nichts als ein Nothbchelf ist es auch, wenn bei der offenbarenUnzulänglich¬
keit der llmtsgerichtlichen Kräfte die Lücke durch ein an die Nechtsanwaltfchaftgeklebtes Notariat
ausgefüllt werden soll.

Die erwähnte Unzulänglichkeitwird um so stärker hervortreten, je mehr die täglich
wachsenden Bedürfnisse des Lebens und des Verkehrs deu Amtsgerichten die Erfüllung solcher
Nebenaufgabengeradezu unmöglichmachen.

Und nun sollen bei dieser Sachlage nach dem 1. Januar 1900 die Amtsgerichte, denen
alsdann wiederum eine neue Reihe von zum Theil ziemlich heiklen Aufgaben zuwächst, auch noch
berufen sein, in den Amtsbereich eines völlig geordneten Notariats einzugreifen und diesem
gegenüber ein Konkurrenzgeschäft einzurichten.

Es kann nicht oft genug gesagt werden, daß eine gedeihliche Verwaltung des öffentlichen
Urkundenwesensim Dienste Privater und alles dessen, was damit zusammenhängt, immer und
überall eine volle Manneskraft und unausgefetzte Uebung erfordert und daß nur ein selbstständiges
Notariat, dem hinreichendLuft und Licht zur Bethätigung gegönnt wird, im Stande ist, einer
solchen Aufgabe vollauf gerecht zu werden.

Es kann auch nicht fcharf genug betont werden, baß Nothbehelfe immer nur auf Zeit
zuläfsig sind und niemals den Ausblickauf das zu erstrebendeEndziel behindern dürfen. Als zu
erstrebendes Endziel erscheint uns aber nach wie vor dasjenige, welches unser langjähriger Freund,
der zu früh verstorbene üsterreichifche Notar Leone Noncali, in folgenden Sätzen aufgestellt hat:
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„Wir streben ein Notariat an, dein die volle ausschließlicheKompetenz in der Beur¬
kundung von Verträgen und Erklärungen civilrcchtlicher Natur zukommt; ein Notariat, welches,
von Nichteramt nnd Anwaltschaft ebenso vollkommen als von der Verwaltung geschieden, staatliche
Funktionen durch vom Staate ernannte und in Pflicht genommeneFunktionäre verrichtet, der
Oberaufsichtder Justizverwaltung untersteht, dabei aber vollständig antonom die eigenen Standes-
angclegenhcitenbesorgt, seinen Nachwuchs schult, die unmittelbare Inuigilirung und die Disziplinar¬
gewalt über die Standesgenosscn ausübt,"

Wir sind uns sehr wohl bewußt, daß wir bei der gegenwärtigen Sachlage ziemlich viel
Wasser in unsern Wein gießen müssen. Wir sind aber auch der Meinung, daß die preußische
Landesgesetzgcbungeine schwere Verantwortlichkeitauf sich laden würde, wenn sie es verabsäumen
wollte, im Interesse der gedeihlichen Fortentwickelungdes rheinischen Notariates von den ihr durch
die Neichsgesetzgebung an die Hand gegebenenVorbehalten den geeigneten Gebrauch zu machen,
und auf diese Art zugleich die Möglichkeiteiner Fortentwicklungdes deutschen Notariats nach dem
hier oben bezeichneten Endziele sicher zu stellen.

Wir beantragen daher auf das dringendste, daß dem rheinischen Notariate
die ausschließliche Zuständigkeit im bisherigen Umfange belassen werde,
daß es insbesondere auch nach wie vor ausschließlich zuständig bleibe für
die Abhaltung öffentlicher Versteigerung von Grundstücken und für die
Vermittelung von Auseinandersetzungen.

Der ObcrlandesgerichtsbezirkKöln zählt gegenwärtig121 Amtsgerichteund 230 Notariats-
stelle»; von den letzterenhaben 26 ihren Sitz an Orten, wo cm Amtsgericht sich nicht befindet.
War es auch eine Zeit lang, in Folge der Ungewißheit über die Zukunft des Notariates nicht
ganz leicht, alle erledigten Notariatsstellen alsbald neu zu besetzen,fo ist dies doch schon seit
Jahren anders geworden. Es hat sich sogar in den letzten Jahren die Nothwendigkeitheraus¬
gestellt, neue Notariatsstellen zu schaffen, fodaß gegenwärtig trotz des durch die Grundbuchgefctze
verursachtenAbbruchesdie Zahl der rheinischen Notariatsstellen eine Höhe erreicht hat, wie nie zuvor.

Die rheinischenNotare sind sämmtlich auf Lebenszeit angestellt. Sie haben sich das
nunmehr ein volles Jahrhundert im Nheinlande zur Zufriedenheit der gefammten Bevölkerung
wirkendeNotariat als Lebcnsberuf erwählt. Dies gilt ebenfo fchr von den 52 Notaren, welche
sich nebenher auch mit Anwaltsgeschäftenbefassen, als von den 178 Notaren, welche sich aus¬
schließlich den Notariatsgeschäftenwidmen. Sie alle dürfen wohl erwarten, daß nicht unnüthiger
Weise ihnen eine Konkurrenz zur Seite gestellt werde, die um so zweckloser ist, als es keinem
Zweifel unterliegen kann, daß das rheinische Notariat, wenn ihn: die bisherige Zuständigkeit
verbleibt, auch in der Zukunft stets befähigt sein wird, seine Aufgabe wie bisher vollauf zu erfüllen.

Dem Interesse der Bevölkerungist nicht damit gedient, daß ihr nach dem 1. Januar 1900
mit der Wahl zugleich auch die Qual des rathlosen Hin- und Herschwankcnsgeboten werden soll.
Es darf auch bei der Bevölkerung der Gedanke nicht aufkommen,daß es im Hinblick auf die
behördlicheStellung des Amtsgerichtsvortheilhaft fei, für die rein privaten Veurkundungsgefchafte
das Amtsgericht dem Notar vorzuziehen, und sich auf diefe Art die Gunst des Amtsgerichts zu
sichern, Ebensowenigist es statthaft, einen strebsamenAmtsrichter in die Versuchungzu bringen,
daß er im Interesse der Gerichtskassesich abmüht, die Notariatsgeschäfte an sich zu ziehen, oder
gar mit Rücksicht auf Tagegelder und Reisekostensein besonderesAugenmerkauf die öffentlichen
Versteigerungenrichtet. Gerade den letzteren müssen die Amtsgerichtehier im Rheinlande unter
allen Umständen fern bleiben. Ebenso ist es unerläßlich, dem rheinischen Notariate seine bisherige
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ausschließlicheZuständigkeit in Thciluugssachcu, ungeschmälertzu belassen. Dem Anscheu der
rheinischenAmtsgerichte kaun es nicht förderlichsein, wenn iu den Augen des Publikums der
Anschein geweckt wird, als seien die Amtsgerichte dazu bestimmt, dem Notariate Konkurrenz zu
machen und dasselbe an die Wand zu drücken,

Auf das rheinische Notariat und auf alle diejenigen, welche wohl bereit wären, um sich
in der Folge demselbenzu widme», müßte das geplante Vorgehen niederdrückend wirken,namentlich,
soweit es das ländliche Notariat betrifft. Man hat noch in jüngster Zeit eine Anzahl neuer
Stellen geschaffen und will jetzt wieder alles in Frage stellen. Durch das Gesetz vom 13. April 1888,
welchesdie Verbindung der Ncchtsanwaltschaftund des Notariates an denjenigen Orten zuläßt,
wo ein Bedürfniß hierzu vorliegt, hat man zweierlei bewirkenwollen, eincstheilssollte das Notariat
in den ländlichen Bezirkendurch die Verbindung lebensfähigergemacht werden; cmdernthcils bezweckte
mau, durch die Verbindung die Niederlassung von Rechtscmwältenan den kleinerenAmtsgerichten
zu fördern Beide Zwecke sollen jetzt wieder vereitelt werden, indem man den Notaren die Lust
am Amte verleidet und damit zugleich die Möglichkeit, auf dem Wege des gedachten Gesetzes
Ncchtsanwältc an die kleinereuAmtsgerichtezu bringen, wieder in die Ferne rückt.

Allerdings war auch schon in dem 187? vorgelegten Entwurf eines preußischen Aus-
führungsgcsctzes zum deutschen Gcrichtsverfassungsgesctze eine Bestimmung geplant, wonach in dem
Bezirkedes Oberlcmdcsgerichtszu Köln die Amtsgerichtefortan zuständig fein sollten, für die Auf¬
nahme öffentlicherUrkunden, wofür bis dahin die Notare ausschließlichzuständig waren. Die
Amtsgerichte sollten jedoch von dieser Zuständigkeit nur nach näherer Anordnung des Iustiz-
ministers Gebrauch machen.

Die fragliche Bestimmungwurde einzig und allein motivirt mit der damals bestehenden Sorge,
daß es in Zukunft schwer fallen tonnte, die ländlichenNotariatsstcllen immer vollständig uud recht¬
zeitig zu besetzen. In der Begründung wurde ausdrücklich ausgesprochen, daß die dem Iustizminister
vorbchciltenc Ermächtigungnur in Fällen eines dringenden Bedürfnissesertheilt werden soll.

Den Bemühungen des Vereinsvorstandcs ist es damals gelungen, die geplante Be¬
stimmung zu Fall zu bringen, und es hat auch der Vorstand in dem Punkte Recht behalten,
daß er die Befürchtung eines drohenden Nothstandes als unberechtigtbezeichnete. Wenn es nun
aber gegenwärtigfeststeht, daß die rheinischen Notariatsstelleu in einer Weise besetzt sind, wie nie
zuvor, wenn es ferner außer Zweifel ist, daß auch in Zukunft cm Nothstand, wie er 187?
befürchtet wurde, nicht eintreten wird, es sei denn, daß er vom Gesetzgeber selbst durch verkehrte
Maßregeln gewaltsam hervorgerufenwird, dann ist es wahrlich nicht abzusehen,was mit der ge¬
planten Erweiterung der amtsgerichtlichcuInständigkeit anders bezweckt werden soll, als eine Ver¬
kümmerungder nun bereits hundert Jahre im Rhcinlande zur vollen Zufriedenheit der Bevölkerung
bestehenden Notariatsverfasfung. Eine solche Verkümmerungder rheinprcußischen Notariatsverfassung
müßte natürlich auch eine verhängnißvolleRückwirkungauf die Notariatsverfassungcn in den süd¬
deutschen Rechtsgebicten uud auf die gedeihliche Fortentwickelung des Notariats in den übrigen
deutschen Rechtsgebietcnäußern.

Es ist immer und unter allen Umständen mißlich und zu vermeiden, daß für einen und
denselben Zweck mehrere gleichberechtigte Beamtenklassenneben einander gestelltund gewissermaßen
dazu gedräugt werden, sich gegenseitigdas Leben sauer zu machen, namentlich dann, wenn die
eine dieser Beamtenklcisscudarauf angewiesen ist, in dem ihr zugewiesenen Geschäftsbetriebeden
ausschließlichen Lebensberuf zu erblickenund jeden Eingriff in diesen Geschäftsbetriebals eine
Schmälerung des nothwendigenLebensunterhalts anzusehen
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